
RiStBV: 131a Ausschluss der Öffentlichkeit zum Schutz des Verletzten

131a  Ausschluss der Öffentlichkeit zum Schutz des Verletzten 
 
1Wird beantragt, die Öffentlichkeit nach § 171b GVG auszuschließen, nimmt der Staatsanwalt dazu in der 
Regel Stellung. 2Wird ein Antrag nicht gestellt, liegen aber die Voraussetzungen für einen Ausschluss der 
Öffentlichkeit vor, beantragt der Staatsanwalt den Ausschluss, wenn die betroffenen Personen in der 
Hauptverhandlung nicht anwesend oder vertreten sind oder wenn sie ihr Antragsrecht nicht sachgerecht 
ausüben können.


